
 
 

Änderung des Landesbeamtengesetzes; parteipolitische Neutralität 
 

 
Sie übersandten eine Legislativeingabe, mit der Sie eine Änderung des Landesbeamtengesetzes 
Rheinland-Pfalz begehrten. 
 
Bei der Legislativeingabe handelt es sich um eine öffentliche Petition. In der Mitzeichnungsfrist, 
die am ". Mai #$#% endete, hat keine weitere Person mitgezeichnet. 
 
Der Petitionsausschuss hat in seiner ). Sitzung am **. August #$#% über Ihre Legislativeingabe 
beraten und den Beschluss gefasst, dem Anliegen nicht abzuhelfen. 
 
Damit der Petitionsausschuss alle Gründe, die für oder gegen eine Änderung der Rechtslage 
sprechen, berücksichtigen kann, wurde das fachlich zuständige Ministerium des Innern, für 
Integration und Verkehr zunächst um eine Stellungnahme zu Ihrem Anliegen gebeten. 
 
Das Ministerium hat mit Schreiben vom *0. Juni #$#% folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
„Mit der Legislativeingabe vom ��. März ���� begehrt der Petent eine Änderung des rheinland-
pfälzischen Landesbeamtengesetzes. Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst soll die 
Mitgliedschaft in politischen Parteien verboten sein. Ein Zuwiderhandeln soll als Dienstvergehen 
gewertet und mit der sofortigen Suspendierung einhergehen.  
 
Zu der Eingabe des Petenten nehme ich wie folgt Stellung:  
 
Das rheinland-pfälzische Landesbeamtengesetz regelt die Rechte und Pflichten ausschließlich von 
rheinland-pfälzischen Beamtinnen und Beamten. Nicht erfasst werden hingegen die Angestellten 
im öffentlichen Dienst. Für die Gruppe der Tarifbeschäftigten in Rheinland-Pfalz liegt die tarifliche 
Regelungskompetenz – je nach Zuordnung zum Geltungsbereich des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) oder des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) – bei 
den jeweils zuständigen Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes der Länder 
beziehungsweise des Bundes und der Kommunen. 
 
Die Verpflichtung der Beamtinnen und Beamten zur parteipolitischen Neutralität und zur Mäßigung 
ergibt sich bereits aus den bundesrechtlichen Vorgaben des 9 :: Absatz ; Sätze ; und � sowie 
Absatz � des Beamtenstatusgesetzes. Diese Norm konkretisiert zugleich einen hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamtentums im Sinne des Artikels :: Absatz < des Grundgesetzes. 
 
Beamtinnen und Beamte haben sich bei der Wahrnehmung der des Amtes obliegenden Aufgaben 
allein von sachlichen Umständen leiten zu lassen. Jede Form der gleichheitswidrigen oder 



 

 
�

willkürlichen Amtsführung ist untersagt. Ungeachtet einer außerdienstlichen parteipolitischen 
Betätigung ist jede Beamtin und jeder Beamte verpflichtet, das Amt unbeeinflusst von 
parteipolitischen Interessen auszuüben und jegliches Verhalten zu unterlassen, das auch nur im 
Ansatz geeignet ist, ein berechtigtes Misstrauen in der Öffentlichkeit zu wecken, dass das 
anvertraute Amt nicht frei von parteipolitischen Interessen oder der eigenen politischen 
Überzeugung ausgeübt wird. Diese Pflicht wird durch die Mitgliedschaft in einer demokratischen 
Partei jedoch in keiner Weise beeinträchtigt. Der Auffassung, dass Beamtinnen und Beamte, die 
Mitglied einer politischen Partei sind, grundsätzlich nicht in der Lage seien, ihr Amt 
unvoreingenommen auszuüben ist ebenso zurückzuweisen wie die in der Eingabe zum Ausdruck 
kommende Fehlvorstellung, politische Parteien und Gemeinwohlinteressen bildeten grundsätzlich 
ein Gegensatzpaar. 
 
Hinzukommt, dass die Freiheit der politischen Meinung und die Freiheit des Zusammenschlusses 
auch zu Vereinigungen politischer Art jeder einzelnen Bürgerin und jedes einzelnen Bürgers 
verfassungsrechtlich geschützt ist. Das Bundesverfassungsgericht stellte bereits früh fest, dass 
auch Beamtinnen und Beamte Grundrechtsschutz genießen, auch wenn diese „im Staat“ stehen 
und deshalb mit besonderen Pflichten belastet sind (Beschluss des BVerfG vom ��. Mai ;FG<, Az.: � 
BvL ;:/G<). 
 
Der zuständige Bundesgesetzgeber hat insoweit eine sachgerechte und verhältnismäßige 
Abwägungsentscheidung getroffen, die sowohl die Belange des Dienstherrn und der Allgemeinheit 
berücksichtigt als auch die jeder Beamtin und jedem Beamten zustehenden individuellen 
Freiheitsgrundrechte gewährleistet. Ob eine dem Anliegen des Petenten entsprechende Änderung 
des rheinland-pfälzischen Landesbeamtengesetzes kompetenzrechtlich überhaupt zulässig wäre, 
dürfte zweifelhaft sein, da damit diese bundesrechtliche Grundentscheidung konterkariert würde. 
Zumindest begegnet eine solche Änderung verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken und 
dürfte daher rechtlich unzulässig sein. Insoweit kommt auch eine Einordnung als Dienstvergehen 
nicht in Betracht, da bereits die tatbestandlichen Voraussetzungen einer Dienstpflichtverletzung 
nicht vorliegen.“ 
 
Der Petitionsausschuss hat sich diesen Gründen angeschlossen und derzeit keine Möglichkeit 
gesehen, Ihr Anliegen und die damit verbundene Änderung der Rechtslage zu unterstützen. 
 
Ihre Legislativeingabe wurde deshalb nicht einvernehmlich abgeschlossen. 
 
Das Petitionsverfahren ist damit beendet. 


